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1. Zusammenfassung

Die von der Bundesregierung im Jahr 2000 beschlossenen Klimaziele werden deutlich verfehlt. Die aktuelle Diskussion unterstellt,
dass das Abschalten der AtomkraŌwerke bis 2022 und ein zusätzliches SƟlllegen der KohlekraŌwerke völlig ausgeschlossen sei. 

Wir zeigen auf, dass dies sehr wohl möglich ist, wenn man vorhandene, moderne Technologien wie WindkraŌ, Photovoltaik und
Stromspeicher konsequent zum Einsatz bringt. Wir weisen das bisher unerschlossene AusbaupotenƟal all dieser Technologien nach.

Wir zeigen anhand konkreter Berechnungen des Verkehrs, wie durch Elektromobilität und den Einsatz klimaneutraler, über Strom
gewonnener syntheƟscher KraŌstoffe Emissionen und fossiler Primärenergieeinsatz deutlich reduziert werden können. 

Unser Konzept geht über die reine Betrachtung des Stromsektors hinaus. Wärme fällt auch im Umfeld erneuerbarer Energiequellen
genügend an,  so dass dieser Energiesektor ebenfalls klimafreundlicher gestaltet werden kann.  Auch das weisen wir in unserem
alternaƟven Szenariorahmen nach.

Der technische Umbau unserer EnergiewirtschaŌ geht zwingend mit einer Reform des Energiemarktes einher. Wir stehen für eine
lenkungswirksame CO2-Steuer, um zu erreichen, dass der umweltschädigende und darüber hinaus für die VolkswirtschaŌ massiv
schädliche  Einfluss  fossiler  Energieträger  angemessen  eingepreist  wird.  Darüber  hinaus  fordern  wir  die  Abschaffung  aller
Regelungen,  die  die  Stromerzeugung  aus  erneuerbaren Quellen  behindern,  insbesondere  die  Abschaffung  bestehender
RestrikƟonen und bürokraƟscher Hemmnisse für kleine Erzeuger. 

Wir zeigen, wie die virtuellen, von Handelsprognosen getriebenen Netzlasten im Übertragungsnetz gesenkt und der nur auf dieser
Grundlage forcierte Bau neuer Trassen vermieden werden kann. Damit werden die Netzgebühren, die regional unterschiedlich im
DurchschniƩ inzwischen  31%  /14/  des  Gesamtpreises  für  Strom  betragen,  deutlich  sinken.  Wir  behaupten  nicht,  dass  die
Strompreise  insgesamt  kurzfrisƟg  fallen,  weil  InvesƟƟonen  in  Speichertechnologie  ebenfalls  bezahlt  werden  müssen.  Speicher
bringen, verglichen mit Stromleitungen, gleichwohl sehr viel mehr AnwendungspotenƟal und Flexibilität in den Markt, so dass sie
sich miƩel- und langfrisƟg preismindernd auswirken werden. 

Wesentlicher  Bestandteil  unserer  KonzepƟon  ist  die  Forderung  nach  Transparenz  des  Marktgeschehens.  Die  vollständige
Veröffentlichung aller relevanten physikalischen Daten, die Aufschluss darüber geben, was in unserem Netz tatsächlich passiert, ist
nach  unserem  Maßstab  Basis  für  Glaubwürdigkeit,  Akzeptanz,  einen  funkƟonierenden,  fair  organisierten  Energiemarkt  und
letztendlich der Energiewende als solche. 

In der Zusammenfassung des alternaƟven Szenariorahmens konzentrieren sich die vorgeschlagenen Maßnahmen auf:

1. Detaillierte Einbindung von wissenschaŌlichen InsƟtuten, Vereinen wie Plaƪorm Energie e.V., sowie der fachlich ausgebildeten
BürgerschaŌ in  die  Diskussion  aller  Fragen  der  zukünŌigen  Energieversorgung.  Wir  brauchen  die  Sicherstellung  einer
unabhängigen Meinungsbildung und Entscheidungsfindung. Basis dafür kann nur die transparente PräsentaƟon aller relevanten
Netzdaten sein. Einzig mit diesen, auf physikalischen Fakten beruhenden Daten, können bisher geplante Maßnahmen überprüŌ
werden und nur so ist die interessensunabhängige Erstellung neuer Konzepte zur Energiewende möglich.

2. Wir schlagen eine permanente Arbeitsgruppe vor, die aus in keiner Weise in das Marktgeschehen involvierten Teilnehmern
besteht.  Diese  führt  parallel  zu ÜNB und BNetzA SituaƟonsanalysen durch und erarbeitet  vergleichende Szenariorahmen-
entwürfe (SRE). Die Ergebnisse dieser Analysen sind Vorschläge und Konzepte,  welche verbindlich in den jeweils nächsten,
genehmigten  Szenariorahmen  und  die  NEP  einfließen.  Diese  Arbeitsgruppe  wird  sicherstellen,  dass  grundsätzliche,  als
technisch notwendig erkannte Maßnahmen über Legislaturperioden hinaus GülƟgkeit  behalten. Damit wird eine langfrisƟg
nachhalƟge Entwicklung sichergestellt.

Schnellstmögliche  Reduzierung  der  StromprodukƟon  durch  KohlekraŌwerke,  um  die  Einhaltung  der  im  Jahre  2000
verabschiedeten CO2 - Ziele zu erreichen. Die besonders ineffizienten und umweltschädlichen BraunkohlekraŌwerke können
ohne Versorgungsprobleme sofort vom Netz gehen und durch die ausreichend vorhandene GaskraŌwerkskapazität subsƟtuiert
werden.

3. Einführung einer CO2 – Steuer,  die sowohl den anzunehmenden Umweltbelastungen durch die Nutzung fossiler Rohstoffe als
Energieträger gerecht wird, als auch die Wertvernichtung durch deren ersatzlosen Abbau volkswirtschaŌlich als Hypothek für
folgende GeneraƟonen abbildet.

4. SoforƟge und massive Einführung von Energiespeichern verschiedener Technologien auf allen Ebenen.

5. Massiver  Ausbau  von  Photovoltaik  und  Forƞührung  des  Ausbaus  der  WindkraŌ ,  speziell  in  räumlicher  Nähe  zu  den
Lastzentren, um die fakƟsch bereits vorhandenen dezentralen Versorgungsstrukturen auszubauen.

6. Intensive Nutzung der auch bei erneuerbaren Energien und Speichern anfallenden Abwärme.

7. Beendigung des EEG in seiner jetzigen Form und Übergang zu einer CO2-Besteuerung. 

Für das Kapitel 3 haben wir uns eines etwas ungewöhnlichen SƟlmiƩels bedient. In einem gegliederten Text stellen wir die KriƟk an
den Thesen von Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) und Bundesnetzagentur (BNetzA) (3. und Unterpunkte) jeweils direkt unseren
alternaƟven Thesen gegenüber (3.* und Unterpunkte). Hier können Sie detaillierter und ggf. auch selekƟv ganz besƟmmte Aspekte
nachlesen. Anhang B enthält einen Überblick über die von uns gerechneten alternaƟven Szenarien. 
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2. Einleitung

Im Januar 2018 haben die vier ÜNB, wie gesetzlich vorgeschrieben, ihren Szenariorahmenentwurf (SRE) für die Netzentwicklungs-
pläne Strom 2019 bis 2030 an die BNetzA übergeben. Mit der Übergabe der Unterlagen startet ein mehrstufiges Verfahren,  welches
in der Verabschiedung des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPLG) mündet. Dieses Verfahren findet in zweijährigem Rhythmus staƩ
und soll die Versorgungssicherheit der Bundesrepublik Deutschland mit elektrischer Energie gewährleisten.

Bestandteil des Verfahrens ist auch die Erstellung eines Netzentwicklungsplans (NEP), in dem die ÜNB, basierend auf ihrem, dann
von der BNetzA bereits bestäƟgten Szenariorahmen (SR), darlegen, welche zusätzlichen Netzausbaumaßnahmen sie für erforderlich
halten. Es fällt auf, dass bei der Erstellung von SRE, wie auch NEP, allein die ÜNB das Vorschlagsrecht haben. Die BNetzA als dem
BundeswirtschaŌsministeriums (BMWi) unterstellte Behörde erkennt für sich selbst keinerlei gestaltende FunkƟon, sondern sieht
sich lediglich in der Pflicht zu überprüfen, ob die Vorgaben des Szenariorahmens eingehalten werden. Die FunkƟon der BNetzA wird
um so deutlicher, wenn in Betracht gezogen wird, dass diese Behörde bis zur PrivaƟsierung der Übertragungsnetze nur Juristen
beschäŌigte. Erst nach der PrivaƟsierung der Übertragungsnetze wurden technische Spezialisten eingestellt, um bei Gesprächen mit
den ÜNB auch auf deren ExperƟse zurückgreifen zu können.

Diese nunmehr seit Jahren prakƟzierte Zusammenarbeit zwischen ÜNB und BNetzA hat zu Netzausbauplänen geführt, die sich nicht
mehr an der Realität in der Bundesrepublik Deutschland, bzw. an der technischen Machbarkeit von Lösungen der Erzeugung und
Verteilung  von  elektrischer  Energie  orienƟeren,  sondern  vielmehr  einseiƟg  an  den  Interessen  eines  überschaubaren  Kreises
vornehmlich  großer  Unternehmen  der  EnergiewirtschaŌ und  deren  Stakeholder.  Unter  diesen  Vorzeichen  kommen  wir  einer
Neuausrichtung der Energieversorgung erkennbar keinen Millimeter näher. Wenn wir die aktuellen Strukturen weiter festschreiben
und nur  durch die  dazu  passenden Leitungen ergänzen,  könnte  folgende,  von einem leitenden Mitarbeiter  des  Öko-InsƟtutes
geäußerte Vermutung biƩere Realität werden:

„Ich befürchte, dass wir nach der FerƟgstellung aller Netzmaßnahmen gemäß BBPLG feststellen müssen, wir haben die falschen
Leitungen gebaut.“

Die  muƟge  Äußerung  entstammt  einem  Forschungsprojektes  des  Öko-InsƟtutes,  finanziert  durch  das  Bundesministerium  für
Forschung und Ausbildung.

Um einer,  von ParƟkularinteressen getriebenen  Entwicklung  und einer  in  der  Bevölkerung  weit  verbreiteten Unsicherheit  und
Problembefassungsverweigerung entgegenzutreten, wurde im November 2017 der Verein Plaƪorm Energie e.V. gegründet. Aktuell
gehören dem Verein Spezialisten aus drei Bundesländern an. Der Verein stellt sich der Aufgabe, die Entwicklung der Energiewende
dahingehend  zu  beeinflussen,  dass  auch  die  Interessen  des  MiƩelstandes  und  der  Bürger  wieder  BerücksichƟgung  finden.
LegiƟmiert  wird  unsere Herangehensweise  durch  die  Tatsache,  dass  kleine  und miƩelständische Unternehmen,  Handwerk  und
Gewerbe sowie die privaten Endverbraucher den Löwenanteil der Zusatzkosten zum tatsächlichen Arbeitspreis, dem Börsenpreis für
Strom  zu  tragen  haben.  Damit  verbunden  ist  die  Überwachung  der  Finanzierbarkeit  aller,  mit  dem  Umbau  der  deutschen
EnergielandschaŌ in  Zusammenhang  stehenden  Maßnahmen.  Die  bereits  in  einzelnen  Bevölkerungsschichten  bestehende
Energiearmut und die damit verbundene Unzufriedenheit dürfen sich nicht ausweiten. 

Eine der ersten Maßnahme des Vereins Plaƪorm Energie e.V. war die Erstellung eines „AlternaƟven Szenariorahmenentwurfs 2035“
(aSRE).

Dieser liegt Ihnen hiermit in Kurzform vor. Er soll einen Denkprozess anstoßen und aufzeigen: 

Es exisƟeren neben den aktuell diskuƟerten Szenarien, die  einseiƟg die ÜNB und großen Stromerzeuger bevorteilen,  andere
realisierbare Varianten für die weitere Ausgestaltung der EnergielandschaŌ in der Bundesrepublik Deutschland.

Wir  berufen  uns  in  unserer  kurzen  Abhandlung  in  vielfälƟger  Weise  auf  die  von  den  ÜNB  und  der  BNetzA  selbst  erstellten
Veröffentlichungen.  Darüber  hinaus  verwenden  wir  Quellen  in  Energiefragen  sachkundiger  InsƟtuƟonen,  OrganisaƟonen  und
Unternehmen.

Auf den folgenden Seiten wird der aktuelle Stand der Energieversorgung in der Bundesrepublik Deutschland, einem Soll-Szenario,
das die Interessen der Bürger stärker berücksichƟgt, in komprimierter Form gegenüber gestellt. In komprimierter Form deshalb, um
zunächst einen Überblick  über  das äußerst  komplexe Thema der  Versorgung der  Bundesrepublik  Deutschland mit  elektrischer
Energie  zu  geben.  Wir  wollen  damit  zum  einen  Menschen  ansprechen,  die  nicht  über  entsprechendes  Detailwissen  darüber
verfügen,  zum anderen aber  auch Fachleuten unsere grundlegenden Thesen bereitstellen,  um mit ihnen über die Details  eine
Diskussion zu eröffnen. 

Unser Verein befindet sich gerade im Stadium der Gründung, so dass wir Ihnen dieses und unsere weiterführenden Dokumente
derzeit  nur  auf  Anfrage per Mail  in elektronischer  Form bereit  stellen können.  Bei  Interesse an unseren Texten oder an einer
Zusammenarbeit  schicken  Sie  biƩe  eine  Mail  an  unsere  Vorstände,  Herrn  Gerhard  Spiegel  oder  Herrn  Jörg  DieƩrich  unter
gerhard.spiegel@plaƞorm-energy.de bzw. joerg.dieƩrich@plaƞorm-energy.de. 
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3. Bestandsaufnahme der EnergielandschaŌ in der Bundesrepublik Deutschland

Deutschland  sei  Vorreiter  in  Sachen  Energiewende,  so  wird  immer  wieder  behauptet.  Allerdings  dürfe  die  WirtschaŌ in  der
Bundesrepublik  Deutschland  nicht  mit  einem  zu  schnellen  Übergang  zur  Energiebereitstellung  auf  Basis  erneuerbarer
Energiequellen (im Folgenden RES für renewable energy sources) überfordert werden, um internaƟonal konkurrenzfähig zu bleiben.
So wird immer wieder gewarnt.

Das koste Arbeitsplätze und die seien nun mal das Wesentlichste.

Die  Betrachtung  der  volkswirtschaŌlichen  SinnhaŌigkeit  der  unbedingten  Erhaltung  der  Arbeitsplätze  im  Bereich  der  fossilen
Energieerzeugung bleibt außen vor.

Wir stellen Fragen, wie z.B.:

● Was wird es künŌige GeneraƟonen kosten, Energie bereit zu stellen, wenn Kohle, Erdöl, Erdgas und Uran aufgebraucht 
sind?

● Warum werden Erneuerbare Energien in letzter Zeit wieder ausgebremst staƩ gefördert?

● Erfasst die Methodologie der BNetzA und der ÜNB wirklich den gesamten Bedarf an elektrischer Energie und Leistung? 
Was bilden deren Szenariorahmen tatsächlich ab?

● Warum spielen Netzebenen unterhalb des Höchstspannungsnetzes (Ebene 4 = Übertragungsnetz) in den Betrachtungen 
von ÜNB und BNetzA kaum keine Rolle?

● Warum erleiden die miƩlerweile in vielfälƟger Form vorhandenen Speichertechnologien das gleiche Schicksal?

● Warum veröffentlicht die BNetzA z.B. eine „deutsche“ KraŌwerksliste mit KraŌwerken ausschließlich größer 10 MW, 
während andere Länder wie z.B. Italien alle KraŌwerke einbeziehen?

3.1. Aktuelle Daten und Fakten 
3.1.1. Energie= Strom?

Der gesamte Energiebedarf, also die Summe der drei Sektoren Strom, Wärme und sonsƟger Energie (vornehmlich Verkehr) betrug
2015 2.468 TWh. Nur 21% des gesamten Energiebedarfs wurden 2015 über Strom gedeckt. Energie- und Strombedarf dürfen also
nicht gleichgesetzt werden. 

Die  Bereitstellung  elektrischer  Energie  ist,  verglichen  mit  der  von  Wärme  und  Bewegungsenergie  für  den  Verkehr,  sehr  viel
aufwändiger.  Wärmeenergie,  die  fast  die  HälŌe unseres  Gesamtbedarfs ausmacht,  fällt  bei  vielen  Prozessen,  insbesondere bei
denen der Stromerzeugung aus fossilen Quellen, einfach an und wird derzeit weitgehend in die Umwelt „entsorgt“. 

Fallen die Wärme als „Abfall“ produzierenden Verbrennungstechnologien weg, stellt sich die Frage, wie Wärme in ZukunŌ bereit
gestellt wird. Die gleiche Frage ergibt sich für einen Verkehrssektor unter der Maßgabe des Verzichts auf KraŌstoffe, die auf fossilen
Quellen beruhen. 

Die heuƟge PoliƟk suggeriert, unsere Energieprobleme ließen sich vorwiegend durch „Einsparungen beim Primärenergieeinsatz“,
also durch Verzicht und Effizienzsteigerung lösen. Ohne längere Diskussion darüber, was alles unter „Primärenergie“ verstanden und
wie  irreführend  dieser  Begriff verwendet  werden  kann,  halten  wir  den  Spargedanken  als  primäre  Zielstellung  für  völlig
unzureichend. 

Selbstredend ist  energieeffizientes  Handeln wichƟg und sinnvoll.  Konterkariert  wird  es u.a.  durch die  poliƟsch gewollte  Über-
dämmung von Gebäuden, die schon gegenwärƟg die Frage aufwirŌ, wie wir das durch moderat giŌige Flammhemmer belastete
Dämmmaterial in ein paar Jahren entsorgen wollen. 
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3.* Die zukünŌige EnergielandschaŌ in der Bundesrepublik Deutschland
Die zukünŌige EnergielandschaŌ wird zu ihrem dezentralen Ursprung zurückkehren. Von dieser Basis ausgehend, werden wir ihren
Umbau  planen  und  steuern.  Es  spricht  dabei  nichts  gegen  eine  zentrale,  auf  Synergieeffekte  ausgerichtete  KoordinaƟon  der
einzelnen,  zur  unserer  EnergiewirtschaŌ gehörenden  Elemente,  solange  sich  diese  an  den  relevanten  Kernfragen  orienƟert.
Darunter verstehen wir:

● Die sichere Versorgung von 50 Millionen angeschlossenen Stromendverbrauchern,

● die Versorgung von 43 Millionen Haushalten mit Wärme und „Kälte“,

● die entsprechende Versorgung von 11 Millionen Nichtwohngebäuden (GHD),

● die Bereitstellung von Bewegungsenergie für 50 Millionen PKW, 11 Millionen Nutzfahrzeuge, eine vollelektrifizierte 
Eisenbahn sowie für Schiffe und Flugzeuge,

● die Bereitstellung von Energie für die Industrie mit ca. 1,7 Mio. Werkshallen, die ihre Vorteile aus volkswirtschaŌlich 
steƟg wachsender Effizienz zieht.

Durch eine dezentrale Struktur mit  überlagerter Ausgleichsstruktur werden keinerlei  Versorgungsengpässe entstehen.  Vielmehr
ergibt sich dadurch ein Energiemarkt, der den Grundsätzen einer tatsächlich freien und sozialen MarktwirtschaŌ gerecht wird. Viele
kleine und miƩlere  Unternehmen und Handwerker  werden sich in  diesen Markt  einbringen;  viele  neue Arbeitsplätze  werden
entstehen. Die gesamte GesellschaŌ wird vom Umbau des Energiesystems profiƟeren.

Unser  Weg  führt  konsequent  weg  von  der  Auĩlähung  althergebrachter,  zentraler  Strukturen,  die  sich  als  praxisuntauglich,
umweltbelastend erwiesen haben.

3.1.* Energiebedarf und -erzeugung 2035
3.1.1.* Wir brauchen 2035 sehr viel mehr Strom

Um zukünŌig fossile  Energieträger zu ersetzen,  muss  ein großer  Teil  des  Energiebedarfs für  Wärme und Verkehr durch  Strom
gedeckt  werden.  Daraus  ergibt  sich  ein erheblicher  Mehrbedarf an  Elektroenergie.  

Zusätzlicher Strom im Verkehrssektor wird erforderlich für: 

● die baƩeriegestützte Elektromobilität des Individualverkehrs, des öffentlichen Nahverkehrs und Teile des Lastverkehrs,

● aus Strom hergestellte syntheƟsche KraŌstoffe, z.B. Methan oder Ethanol für schwere Lasten (LKW und Schiffe); 
Wasserstoff für Flugzeuge, 

● eine vollständig elektrifizierte, zweigleisig ausgebaute Eisenbahn.

Zusätzlicher  Strom für  die  Bereitstellung von Wärme wird  vor  allem für  Wärmepumpen benöƟgt.  Effizienzsteigerungen in der
Wärmeversorgung  sind  über  den  Ausbau  einer  „Industrie-Wärme-Kopplung“  möglich, auch wenn  die  klassische  KraŌ-Wärme-
Kopplung mit dem Abbau der fossilen Stromerzeugung deutlich an Bedeutung verlieren wird. Wir gehen davon aus, dass Wärme in
ausreichendem  Maß  über  diesen  Weg  erzeugt  werden  kann.  Außerdem  wird  der  Wärmebedarf  durch  energeƟsche
Gebäudesanierungen weiter sinken. 

Die Nutzung von  Speichern, gleich welcher Art, wird ebenfalls zu einem erhöhten Bedarf an Elektroenergie beitragen. Auch  die
Speicherverluste zwischen 10% und 25% müssen kompensiert werden. Im Gegenzug werden die Leitungsverluste sinken.

Wir legen in unseren Szenarien ein  jährliches Wachstum von Elektrizität,  Verkehr und Wohnraum  zugrunde,  weil  wir gewollte
Einschränkung und Verzicht  auf  breiter  Basis  bei  den Menschen aus historischer Erfahrung für  nahezu ausgeschlossen halten.
Verzicht ist erfahrungsgemäß poliƟsch schwer durchsetzbar und bezüglich der Versorgung mit Energie auch nicht notwendig.

Energie zu sparen wird ohne Zweifel weiterhin sinnvoll sein. Dessen ungeachtet müssen neue Anreize dafür geschaffen werden, die
das gegenwärƟge Preisbildungssystem nicht bietet. 
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3.1.2. Stromerzeugung 2015 und Kurzzeitprognosen der ÜNB bis 2019

Bis einschließlich 2015 haƩen die ÜNB die Aufgabe, eine Leistungsbilanz zu erstellen. Es ging dabei ausschließlich um die elektrische
Energieversorgung.

Die Daten der ÜNB zur Beschreibung des KraŌwerksparkes 2015 bilden den IST-Zustand dieses Jahres recht gut ab, weshalb wir uns
auf  diese  Daten,  veröffentlicht  als  Tabelle  A.5  im  DatenblaƩ der  Leistungsbilanz  Gesamtdeutschland ,  aus  dem  Bericht  der
Übertragungsnetzbetreiber zur Leistungsbilanz 2016 berufen. /1/ Anhang A wurde direkt von dort entnommen.

Die Tabelle der ÜNB lieferte auch die grundlegenden Parameter zur Erstellung des 2016er Szenariorahmens für Netzentwicklungs-
pläne gemäß §12a Abs. 3 EnWG. 

Referenzwert für Tabelle A5 ist die tatsächlich am 24.11., 17:30 Uhr in Deutschland im Höchstspannungsnetz (HöS) aufgetretene
Spitzenlast (= abgerufener Bedarf) des Jahres 2015. 

Für 2015 wurden eben dieser Tag (unabhängig vom tatsächlichen Geschehen) und für die Folgejahre bis 2019 ein paar andere
Wintertage als Höchstlast-Referenzen (= die Leistung, die permanent bereit stehen muss, um eine stabile Versorgung zu gewähr-
leisten) willkürlich festgelegt. 

Dem steht die Summe der installierten NeƩo-Engpassleistung gegenüber. Verkürzt gesprochen handelt es sich dabei um die Leistung
des physisch vorhandenen KraŌwerksparks. Nach „Primärenergieträgern“ aufgeschlüsselt erkennen wir in Tabelle A5 eine nur sehr
leichte Abnahme der fossilen Energieerzeuger, aber eine merkliche Zunahme der erneuerbaren Quellen (RES) von 2015 bis 2019. 

Wie die installierte KraŌwerksleistung ist auch die Spitzenlast ein Eingangsparameter, der mangels real exisƟerender Messdaten von
uns als gegeben hingenommen werden muss. Sie steigt rein staƟsƟsch an, wenn sich Anzahl und/oder Stromabnahme der Ver-
braucher erhöhen (denken wir an E-Mobilität und Wärmepumpen). 

Die Tatsache,  dass die realen Leistungen und Lasten des  Stromverbrauchs sich vorwiegend auf  Netzebene 1 (Niederspannung)
abspielen, wird von BNetzA und ÜNB kompleƩ ausgeblendet. Das Verteilnetz, Verkehr und Wärme liegen ebenfalls außerhalb der
Betrachtungen der ÜNB, was verständlich ist, da sie dafür nicht zuständig sind. Diese Aussage gilt aber nicht für die BNetzA.
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3.1.2.* Prognose 2030 und 2035

Wir gehen in unseren Szenarien (Anhang B) von folgenden gesamtwirtschaŌlichen Annahmen aus: 

• 15% Leitungs- und Übertragungsverluste

• 9% Strom-Exportanteil. Dies entspricht dem Anteil in 2016

• Speicher zu einem prozentualem Anteil an der BruƩostrom-Erzeugung notwendig (siehe 3.1.3.*)

• spezifische InvesƟƟonskosten für Speicher werden fallen

• Ein unabhängiges Wachstum sowohl des Verkehrs- als auch des Stromsektors (selbst ohne Hinzunahme von Wärme und 
Verkehr) ist möglich
Natürlich sind Verkehrsvermeidung durch Nutzung von Telefon- und Videokonferenzen und Verkehrsverlagerung in 
Richtung Fahrrad, ÖPNV und Bahn eine noch klügere AlternaƟve.

• 0,5 Promille-Wachstum der Bevölkerung in Deutschland gilt nach Zahlen des IW /17/ aus Oktober 2017 als nicht 
unwahrscheinlich

• Mit wachsender Bevölkerung und steigender AutomaƟsierungsrate (Industrie 4.0 und 5.0) halten wir trotz 
Effizienzsteigerung ein Wachstum des elektrischen Energiesktors (ohne Verlagerung) für wahrscheinlich .

Für unsere Szenarien liegen folgende technische Überlegungen zugrunde:

• Bei PV, WindkraŌ, Speichern und Wärmepumpen streben wir einen deutlich ambiƟonierteren Zubau als bisher an 

• Einen Faktor von größer zehn bei PV halten wir für realisƟsch und notwendig. 
Hierfür stehen genügend bereits versiegelte Flächen zur Verfügung, z.B. auch die Straßen /13/.
Die Erhebung einer Nutzungspflicht für die Besitzer versiegelter Flächen (lt. Grundbuch) oder eine Fehlbelegungsabgabe 
bei Nichterfüllung halten wir dabei für eine sinnvolle Maßnahme der poliƟschen Steuerung. 

◦ Für die PV-Module wurden höhere EffekƟvitäten für die ZukunŌ angesetzt /11/.

◦ Selbst PV in den Straßenbelag zu integrieren, alternaƟv zur Straßenüberdachung, ist eine innovaƟve Technologie, die 
die EU fördert /13/.
Allein die Straßen in Deutschland bedecken eine Fläche von 6.500 km² /15/.

• Parallel schlagen wir einen moderaten Zubau von WindkraŌanlagen vor und die verstärkte Errichtung von 
Hyperwindanlagen mit Leistungen > 20 MW je InstallaƟon. Neue Anlagen könnten zum Teil auf der Fläche der 
Energiepflanzen errichtet werden.

• Bei Elektromobilität setzen wir neben baƩerieelektrischen Antrieben auch auf serielle hybride Lösungen, bei denen ein 
kleiner Verbrenner  betrieben mit syntheƟschen KraŌstoffen, für die nöƟge Akkuladung sorgt. 

• Darüber hinaus halten wir den Ausbau von Bioverfahren zur  syntheƟschen KraŌstofferzeugung aus Abfällen und Stroh
(nicht jedoch aus Nahrungspflanzen) sowie die direkte Nutzung der Sonne (Sun to Liquid/Sun to Gas) für erforderlich.

◦ Basis  für  P2Gas oder P2L Verfahren benöƟgen CO2,  welches durch „Direct Air  Capture“ - Verfahren aus der LuŌ
entnommen wird (CO2 -Recycling). Biogas ist nicht in genügend großem Maß vorhanden.

◦ Bei  diesen P2L-  und  S2L-Verfahren erwarten  wir  bei  entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen enorme
große technologische Sprünge.

Unsere Tabelle ergibt sich in ihrer Grundstruktur aus der der ÜNB (Anhang A). Sie wurde in folgenden Punkten erweitert:

• die erzeugte Energie wurde eingefügt,

• die Nutzung staƟsƟscher Angaben über die durchschniƩlichen Vollbenutzungsstunden oder Laufzeiten der eingesetzten 
Technologien,

• die Ausweisung der im System anfallenden Abwärmemengen, die rein rechnerisch den gesamten Wärmebedarf in der 
ZukunŌ decken können.

Für jedes Szenario weisen wir - als Basis für eine Strategische Umwelt Prüfung (SUP) schon auf der Ebene von Szenarios – aus:
• CO2 - Emissionen, die unter dem Grenzwert von 184 Gt liegen
• Flächenverbräuche, die unter dem fikƟven Grenze von 10.000 km² liegen
• Zahl der E-Mobile.

Die NOx-Emission halten wir hier noch für ergänzenswert. 
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3.1.3. Erneuerbare Erzeuger – die SƟeŅinder der Bilanz

Die nächste Frage, die sich bei Betrachtung dieser Daten stellt: Wieso sinkt die Engpassleistung der fossilen Erzeuger nur marginal,
obwohl man den regeneraƟven Erzeugern bereits in der Kurzzeitprognose von 2015 bis 2019 eine Steigerung um über 18% zutraut?

Im grün unterlegten Teil B der Originaltabelle A5 (Anhang A) werden nicht einsetzbare Leistungen definiert, indem jeder Erzeuger-
sparte eine Nichtverfügbarkeit in Prozent zugewiesen wird. Dass Photovoltaik hier mit 100% eingeht, ist noch einigermaßen nach-
vollziehbar, weil die Sonne bekanntlich nur tagsüber scheint und die Leistung von PV für Nacht und Dämmerung damit weitgehend
auf null gesetzt werden muss. Den Algorithmus, der für Wind eine Nichtverfügbarkeit von 99% liefert, zweifeln wir jedoch genauso
an, wie die Annahme, dass fossile und KernkraŌwerke immer verfügbar (= 0% Nichtverfügbarkeit) sind. Diese definitorisch gesetzten
Rahmenbedingungen sind der Grund dafür, dass bei der Gesamtbetrachtung die RES rechnerisch gar keinen Beitrag leisten können,
auch wenn der Öffentlichkeit mit einer RES-Stromquote von 30% offiziell FortschriƩ suggeriert wird.

Die verfügbare Leistung ergibt sich rein rechnerisch aus der Differenz von NeƩo-Engpassleistung und nicht einsetzbarer Leistung.
Daraus entsteht folgende BotschaŌ: 

Egal, wie viele erneuerbare Erzeuger wir auch in die deutsche EnergielandschaŌ integrieren – 
sie können niemals einen nennenswerten Beitrag dazu liefern, die notwendige Spitzenlast bereit zu stellen. 

DrasƟscher ausgedrückt:

Jedweder im Bereich der Erneuerbaren installierten Leistung muss ebenso viel fossile Erzeugerleistung gegenüberstehen. 

Dieses Muss ist nicht durch physikalische Gesetze vorgegeben, sondern ergibt sich aus der aktuellen Methodologie der Stakeholder,
durch die, wie oben beschrieben, für Wind und PV eine nahezu vollständige Nichtverfügbarkeit in der rechnerischen Abschätzung
unterstellt wird.

Nach diesem Grundsatz könnten wir  niemals auf fossile Energieerzeugung verzichten, um die Versorgungssicherheit zu gewähr-
leisten. Ein Dilemma, allein deshalb, weil Öl, Gas und Kohle irgendwann zur Neige gehen. Ein Dilemma, das freilich nicht wirklich
exisƟert, weil die Paradigmen, die den Berechnungen der ÜNB zugrunde liegen, ungenügend sind.

Der Schwachpunkt der „offiziellen“ Betrachtungen (Anhang A) besteht darin, dass technologisch längst hinreichend ausgeformte
Methoden wie die Speicherung, auch hoher Mengen elektrischer Energie, keine BerücksichƟgung finden. Hinzu kommt eine reine
Betrachtung von Leistungen wo Energiebilanzen notwendig wären. 
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3.1.3.* RES – Ausbau beschleunigen - KohleaussƟeg ASAP

Wir fordern die soforƟge Abschaltung der umweltschädlichsten BraunkohlekraŌwerke und ein verbindliches Enddatum für diese, in
höchstem Maße umweltbelastende Technologie  an  sich.  Das  bedeutet  konkret  die  sukzessive  SƟlllegung  von  BraunkohlekraŌ-
werken, sobald Ersatzkapazitäten über weniger umweltschädliche Technologien (vorwiegend RES) gesichert sind. 

Dieses  Ziel  ist  aufgrund  realisƟscherer  Annahmen  hinsichtlich des  Beitrags  der  RES-Erzeuger  erreichbar.  Daneben  besteht  die
Möglichkeit, die vorhandene GaskraŌwerkskapazität zu nutzen. Über diese Sofortmaßnahme könnten fakƟsch ad hoc alle Braun-
kohlekraŌwerke vom Netz genommen werden. GaskraŌwerke sind zwar ebenfalls fossile Erzeuger, allerdings ist ihr CO2 – Ausstoß
pro erzeugter kWh deutlich  geringer. Auch die Emission von LuŌschadstoffen wie Quecksilber und anderen Schwermetallen liegt
deutlich unter der von BraunkohlekraŌwerken. GaskraŌwerke produzieren Strom zu höheren variablen Kosten als KohlekraŌwerke.
Dies lässt sich einzig und allein an der fehlenden  Besteuerung von CO2. Würde der Gesetzgeber an dieser Stelle sinnvoll bepreisend
eingreifen, wären GaskraŌwerke unter den fossilen Erzeugern sehr schnell die bessere Wahl. Kapazitäten sind genügend vorhanden,
mehr Volllaststunden der laufenden KraŌwerke möglich. Nicht zu vergessen: GaskraŌwerke müssen nicht zwangsläufig mit fossilem
Gas betrieben werden – sie funkƟonieren genauso gut mit Gas, dass aus temporären Stromüberschüssen erneuerbarer Erzeuger per
Power2Gas  –  Verfahren  gewonnen  werden  kann.  Insofern  sind  die  bereits  getäƟgten  InvesƟƟonen  in  GaskraŌwerke  ebenso
nachhalƟg wie der Ausbau der erneuerbaren Erzeuger. 

Zur  Sicherstellung  einer  höheren  Verfügbarkeit  der  RES-Erzeuger  sehen  wir  den  schriƩweisen,  punktgenauen  Auĩau  einer
Speicherinfrastruktur vor, die auf unterschiedlichen Technologien beruht.

Für dieses Vorhaben setzen wir auf folgendes, strukturell tatsächlich exisƟerendes PotenƟal:

● 6 kW Speicher mit je 6 kWh Kapazität in allen Haushalten (43. Mio.)

● 100 kW Speicher mit je 250 kWh Kapazität in Gewerbebetrieben (7 Mio.)

● 1 MW Speicher mit je 10 MWh an allen Ortsnetztrafos (600.000 Stück)

● 10 MW Speicher mit je 1 GWh oder größer an allen Umspannwerken (ca. 70.000 Stück)

● 5 GW Speicher mit je 50 GWh an allen Netzknoten zwischen den KraŌwerken der KraŌwerksliste (ca. 460) sowie den ca. 
550 direkten Stromabnehmern an Netzebene 4.

Alles zusammen realisiert ergibt ein Speichervolumen von 128 TWh. Die Entwicklung der InvesƟƟonskosten in diese Technologien
ist heute ebenso wenig absehbar wie vor 20 Jahren die Preisentwicklung für eine KilowaƩstunde PV-Strom, kann jedoch annähernd
gleichgesetzt werden.

Die Schaffung dieser Speicherinfrastruktur  über z. B.Redox-Flow-BaƩerien  wird den Übertragungsbedarf der Übertragungsnetze
enorm senken und deren weiteren Ausbau obsolet machen. 
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3.2. Gesetzliche Grundlagen zur Netzregulierung und deren Umsetzung
3.2.1. Dispatch

Unter Dispatch versteht man die tägliche Einsatzplanung von KraŌwerken durch deren Betreiber. Eine solche Planung ist definiƟv
notwendig,  weil  sich  Stromerzeugung  und  Stromabnahme in  einem  Stromnetz  stets  im  Gleichgewicht  befinden  müssen.  Aus
betriebswirtschaŌlicher Sicht ringen die KraŌwerksbetreiber beim Dispatch darum, ihre Ressourcen möglichst so einzusetzen, dass
sie den maximal möglichen Ertrag erzielen. Für kohlebasierte WärmekraŌwerke bedeutet das ganz konkret, sie konƟnuierlich mit
möglichst der gleicher Leistung zu betreiben. Jede Leistungsdrosselung und anschließendes Wiederhochfahren der Leistung oder
Leistungserhöhung über das Momentum des maximalen Wirkungsgrads hinaus verschlechtert die ohnehin nicht allzu hohe Effizienz
dieser KraŌwerke.

3.2.2. Redispatch

Redispatch dient dazu, die Planung per Dispatch punktuell aktuellen Gegebenheiten anzupassen und obliegt ausschließlich den
ÜNB.  Die KraŌwerksbetreiber reichen bei den ÜNB ihren KraŌwerksfahrplan für den Folgetag ein. Die vier ÜNB führen anhand
dieser  Marktdaten entsprechende Berechnungen für die aus den Handelsdaten resulƟerenden Leistungsverschiebungen durch.
Werden  dabei  kriƟsche  Netzbelastungen  an  Leitungen  oder  Umspannwerken  erkannt,  fordern  die  ÜNB  von  den  KraŌwerks-
betreibern entsprechende Änderungen in ihrer KraŌwerksplanung. Zu über 60% handelt es sich um Anweisungen, Leistungen zu
reduzieren.  Aufgrund ihrer „Unzuverlässigkeit“ spielen RES-Erzeuger  kalkulatorisch keine Rolle beim Redispatch.  FakƟsch jedoch
sehr  wohl.  Anders  ließe  die  mit  über  62%  notwendige  Reduzierung  von  Leistung  beim  Redispatch  sonst  nur  durch  reichlich
unzuverlässige Handelsprognosen erklären. 

Redispatch ist eine  marktbezogene Maßnahme im Sinne §13 EnWG. Dispatch und Redispatch sind insofern technische Führungs-
größen zur Absicherung gewünschter Handelsströme. Das widerspricht eindeuƟg der im Gesetz festgelegten netzbezogenen Priori-
sierung zum Verhindern/Beheben von ÜberlastsituaƟonen im Netz. Wir stellen daher die Frage, inwieweit sich die ÜNB an diese
Gesetze  gebunden  fühlen  müssen.  Nach  Erkenntnissen  der  ÜNB  selbst  verschärŌ marktdienlicher  Redispatch  die  möglichen
physikalischen Netzbelastungen und damit die Sicherheit der gesamten Versorgung.

Der aktuell steigende Bedarf an Redispatch erfolgt ohne nennenswerten Zubau, ja nach neuesten Zahlen sogar prognosƟziertem
Rückbau von Wind- und PV-Kapazitäten und wird zum neuen GeschäŌsmodell für betagte, fossile KraŌwerke, die zunehmend als
„systemrelevant“ in die Netzreserve überführt werden. 

Selbstverständlich steht den fossilen KraŌwerken, die ihre Leistung auf Weisung reduzieren müssen, für den entgangenen Gewinn
eine Entschädigung zu. Die BraunkohlekraŌwerke im Osten Deutschlands sind von Redispatch Maßnahmen massiv betroffen. Da
diese  KraŌwerke  nicht  einmal  Teil  der  Netzreserve  sind  und  deren  Auslastung  damit  besonders  hoch  ist,  fallen  auch  die
Entschädigungszahlungen entsprechend üppig aus und müssen von (fast) allen Stromkunden erbracht werden.

3.2.3. Einspeisemanagement

Die  Bundesregierung,  die  im  Jahr  2000  das  EEG  und  die  Energiewende  auf  den  Weg  brachte,  haƩe  u.a.  auch  völlig  richƟg
entscheiden, dass den neuen RES-Technologien Vorfahrt bei der Verwertung ihrer Produkte eingeräumt werden sollte. 

Diese Entscheidung hat  zusammen mit  der InvesƟƟonssicherheit durch das EEG einerseits  SƟlblüten inakzeptabler persönlicher
Bereicherung getrieben und andererseits für Unwillen bei etlichen fossilen Stromerzeugern gesorgt. EEG-geförderter Strom kostet,
bedingt durch das EEG-Vergütungssystem, am Strommarkt nichts. Der Preis für die Netzbetreiber, die den Strom vermarkten dürfen,
liegt bei null Cent/KilowaƩstunde. Bei Überschuss müssen konvenƟonelle, fossile Erzeuger auf ProdukƟon verzichten und können
infolge Merit Order nicht mehr am Markt teilnehmen.

Diese Privilegien zum Einspeisen von RES-Strom wurden von den Bundesregierungen seit  2009 Stück für  Stück abgebaut oder
ausgehebelt. 

§14  des  EEG regelt  das sogenannte  Einspeisemanagement. Verkürzt  gesprochen,  ist  dort  die  Verfügungsgewalt  der  ÜNB über
erneuerbare Energieerzeugungsanlagen festgelegt. Sie dürfen unter sehr weit gefassten Bedingungen „geregelt“ werden, was im
Normalfall „abgeregelt“ heißt.  „Im Vergleich zum Jahr 2014 (1.580 GWh) hat sich die Menge der Ausfallarbeit verursacht durch
EinsMan-Maßnahmen mit 4.722 GWh fast verdreifacht“, stellt dazu der Monitoringbericht von BNetzA und BKartA aus 2016 fest.

Greenpeace hat den Umgang mit dieser Regelung näher untersucht. 

Eine  der  Schlussfolgerungen  aus  der Greenpeace-Untersuchung ist,  dass  die  KraŌwerksbetreiber  ihren  KraŌwerkseinsatz
betriebswirtschaŌlich  opƟmieren.  Eine  Steuerung  der  Netzbetreiber  im  Sinne  der  Vermeidung  von  RES-Abregelungen  erfolgt
hingegen nicht. Das führt zu klar bezifferbaren, in letzter Zeit enorm wachsenden volkswirtschaŌlichen Schäden. 
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3.2.* Gesetze einhalten, Gesetze anpassen
3.2.1.* Netz- und umweltdienliches Primärmanagement der Erzeugung

In unserem gesamten Netz der ZukunŌ, über alle 4 Netzebenen betrachtet, herrscht administraƟve Transparenz. Diese umfasst die
vollständige  Bilanzierung  und  zeitgleiche  Veröffentlichung  der  Daten  im  Internet,  hinsichtlich  Leistung  und  Energie  für  jeden
NetzabschniƩ und jeden Netzknoten. 50Hertz gibt hier ein richtungsweisendes Beispiel mit seinen Netzdaten. 

Dispatch und Redispatch werden sofort online als das bekannt gegeben und beschrieben,  was sie fakƟsch sind: ein Handel von
Stromdisponenten, die Bestellung und Lieferung abwickeln. Die KraŌwerksbetreiber planen anhand von Handelsdaten (Dispatch)
und notwendigen Korrekturen (Redispatch) den Strombedarf. 

Wir  fordern  von  den  Netzbetreibern  eine  Gegenüberstellung  dieser  Einsatzplanung  durch  eine  ebenfalls  transparente  live-
Belastungsdarstellung der Netzstruktur auf allen Ebenen.

Der Markt funkƟoniert fair, wenn Verknappung, wie z.B. eine weitgehend ausgelastete Leitung, höhere Preise zur Folge hat. Unfair
ist hingegen eine pauschale Erhöhung der Netzentgelte für MarkƩeilnehmer, die sich nicht dagegen wehren können. Verteuerung
bei  hoher  Auslastung  führt  automaƟsch  zur  Meidung  der  Nutzung  der  betroffenen  Netzelemente.  Dies  senkt  die  Netzlast,
entraƟonalisiert  damit  den Bau unnöƟger neuer  Leitungen und verhilŌ nebenbei  AlternaƟvtechnologien zu einem rentableren
Betrieb.

3.2.2.* Redispatch minimieren

Unser vorgestelltes Szenario liefert schon vor 2025 mehr als ausreichend Leistungsreserven, um sämtlichen Bedarf an Leistung für
Redispatch (11,6 GW), Leistungsverschiebung im Transit (13,5 GW aus TYNDP 2016), Vorhaltungsregelleistung (4 GW), Vorhaltung
Reserveleistung (4 GW) für die derzeiƟge Anforderung von einer Stunde Volllast zu gewährleisten.

Redispatch fällt damit völlig aus dem Bekümmerungsbedarf irgendeiner Behörde oder der PoliƟk. Die Problemstellung kann der
Handel intern abwickeln, sofern ihm die unsererseits vorgesehene und dafür bestens geeignete Infrastruktur (inkl. Speichern) zur
Verfügung steht.

Diese Struktur bildet die Basis für eine gewalƟge Erweiterung des Strommarktes und für dessen echte Liberalisierung, die auch
kleineren MarkƩeilnehmer eine faire Chance der Teilhabe bietet. 

Folge jeder Markterweiterung ist es letztlich, Preise zu nivellieren und im DurchschniƩ, gemessen an der KauŅraŌ, zu reduzieren
oder zumindest niedrig zu halten. Das bewirken sämtliche Marktplätze, vom Supermarkt und Discounter über Markthallen bis hin zu
Börsen. Ihnen allen ist gemeinsam. dass sie über ein gestaffeltes Netz von Speicherorten verfügen: Ob das Warenumschlagslager
sind oder Regale. Genau das ist die sinnvolle FunkƟon einer vernetzten Struktur.

Auch die  „Liberalisierung des  Strommarktes“,  die  unsere  PoliƟker  zu  Beginn  des  Jahrtausends  vollmundig  verkündeten,  sollte
letztendlich zu „mehr WeƩbewerb“ und „sinkenden Preisen“ führen. Das genaue Gegenteil ist eingetreten. Dieser Fehler darf nicht
wiederholt bzw. fortgeführt werden.

3.2.3.* Vorfahrt für RES beim Einspeisemanagement

Die  künstliche Behinderung der  Stromerzeugung  aus  RES kann und muss  beendet  werden.  Nimmt man gegenwärƟge Zahlen,
würden  sich  durch  soforƟges  Aussetzen  des  Einspeisemanagement  konvenƟonelle  Erzeugerkapazitäten  von  etwa  600  MW
abschalten lassen, was einem miƩleren KraŌwerksblock entspricht. Dafür wären jedoch Speicher vonnöten. 

Die Betreiber von RES-Anlagen müssten nicht mehr für erzwungene UnprodukƟvität entschädigt werden. Dies entspräche schon
gegenwärƟg einer Einsparung von knapp einer halben Milliarde Euro jährlich. 

In unserem Szenario sind ausreichend Speicher vorgesehen, um überschüssige Energie aufzunehmen und in Phasen des Mangels
wieder in das Netz einzuspeisen. Insbesondere bieten diese Speicher die Möglichkeit, die vor allem bei PV-Anlagen gefürchteten
Leistungsspitzen abzufangen. 

Das von uns vorgeschlagene „Einspeisemanagement“ funkƟoniert automaƟsch über die Nutzung von Speichern.

Speicher ersetzen miƩels ihrer Steuerungstechnologie akƟves Einspeisemanagement. Dispatch bleibt, Redispatch sinkt bzw. lohnt
sich nicht mehr.
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3.2.4. Spitzenkappung

Die Benachteiligung der RES-Erzeuger wird darüber hinaus über die so genannte Spitzenkappung in §11 EnWG, Abs. 2 geregelt. 

Spitzenkappung ist eine Art Persilschein für die Netzbetreiber, bei Planung/Ausbau ihrer Netze bis zu 3% RedukƟon der Einspeisung
durch Erneuerbare  Energien  von vornherein in Ansatz  bringen zu dürfen. Begründet  wird die  Maßnahme daher oŌ mit einer
möglichen RedukƟon des Netzausbaubedarfs. Das ist, rein physikalisch betrachtet, erst einmal richƟg. Gleichwohl ist der Mythos,
die erneuerbaren Erzeuger seien allein für die „Überlastung unserer Netze“ verantwortlich, längst widerlegt. 

3.2.5. Netzreserve

In  der  Netzreserveverordnung wird  festgelegt,  dass  zur  Sicherheit  und Zuverlässigkeit  des  Elektrizitätsversorgungssystems eine
Netzreserve zu bilden ist. Dies gestaltet sich insofern einfach, da in ganz Europa ein enormer Überschuss an Erzeugungsanlagen für
elektrische Energie herrscht. Die für den Winter 2017/2018 für Deutschland einsetzbare Netzreserve wird in /3/ durch die BNetzA
festgestellt. 

Die Netzreserve dient insbesondere der BewirtschaŌung von Netzengpässen und für die Spannungshaltung. Die Reserve entsteht
zur Zeit dadurch, dass KraŌwerksbetreiber bei der BNetzA einen Antrag auf SƟlllegung wegen UnwirtschaŌlichkeit stellen. /4/ Wenn
die BNetzA Anträge dieser Art wegen Systemrelevanz ablehnen, werden die betroffenen KraŌwerke in die Netzreserve überführt.
Die Entscheidung der BNetzA wird als rechtlich bindender Verwaltungsakt veröffentlicht. Anhand dieser Verlautbarungen stehen zur
Zeit mehr als 11 GW installierte Leistung als Netzreserve zur Verfügung. 

Der Einsatz der Netzreserve erfolgt im Rahmen von Redispatch-Maßnahmen, d.h. ausschließlich auf Anweisung der ÜNB. Alle diese
Maßnahmen  werden  veröffentlicht  und  betreffen,  abgesehen  vom  Auflisten  einiger  PumpspeicherkraŌwerke,  überwiegend
Leistungsreduzierungen fossiler KraŌwerke. 

Die  Leistung  fossiler  KraŌwerke  abzuregeln  halten  wir  prinzipiell  für  eine gute  Sache.  Dessen  ungeachtet kann  man  an  der
Verwendung des Begriffes „Netzreserve“ die Irreführung des Publikums besonders gut ablesen. Sollte eine „Reserve“ nicht etwas
sein, auf das man im Noƞall (also bei Mangel) zurückgreifen kann? Genau das soll uns der Begriff suggerieren. Erstellt man sich eine
Tabelle aus /8/, stößt man  gleichwohl  von April 2013 beginnend bis heute überwiegend (62,9%) auf  Wirkleistung reduzieren als
Grund  für  die Redispatch-Maßnahmen.  Mithin  muss  sich  ein  Teil  der  sogenannten  Reserve  aus  fossilen  Erzeugern  zumindest
zeitweise im Einsatz befinden. Die Netzreserve adressiert vorwiegend Überschüsse und eben keinen Mangel! 
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3.2.4.* Spitzenkappung durch Kurzzeitspeicher

Die Wortschöpfung  „Spitzenkappung“ enthält  jede Menge Substanz.  Spitzen besƟmmen letztendlich die Auslegung von Strom-
netzen und nicht etwa, welche durchschniƩliche Last anliegt. Netze müssen diese Spitzen aushalten. Folglich kommt es tatsächlich
auf die Vermeidung von Spitzen oder eben „Spitzenkappung“ an. Wir verstehen etwas gänzlich anderes darunter als die per Gesetz
festgeschriebene Vermeidung der Einspeisung durch RES-Erzeuger. 

Wie in unserem Szenario  oben beschrieben, sind ausreichend Speicher vorgesehen, um alle Spitzen auszugleichen, sei es schnell
benöƟgte Leistung wegen einer plötzlich auŌretenden Last oder Überschuss, der aus den Leitungen abgesaugt werden muss.

3.2.5.* Die neue Netzreserve – Speicher 

Die gegenwärƟge Netzreserve besteht aus Steinkohle, Erdgas und ÖlkraŌwerken. Wir streben für unser Zielszenario 2035 die weit-
gehende Ablösung fossiler Erzeugung an. Das bedeutet, dass auch die fossile Netzreserve stark ausgedünnt werden muss. GaskraŌ-
werke sollten als letzte von der Abwicklung betroffen sein, weil sie sowohl fossiles Erdgas als auch Biogas oder syntheƟsches, über
P2G erzeugtes Gas energeƟsch mit ausreichend hoher Effizienz verwerten können. 

Für die Systemstabilität sind Netzreserven unabdingbar - das ist völlig unstriƫg. Wir interpreƟeren den Begriff „Reserve“ allerdings
im ursprünglichen Wortsinn. Es geht darum, in MangelsituaƟonen genügend Strom bereit stellen zu können. 

In der Gewissheit, uns zu wiederholen, weisen wir auch in diesem Zusammenhang auf Energiespeicher hin, die in den planerischen
Betrachtungen von ÜNB und BNetzA nur alibihaŌe Erwähnung, aber keine wirkliche BerücksichƟgung finden. Sowohl ÜNB als auch
die BNetzA erklären sich dafür als nicht zuständig. 

Notwendig sind sowohl Kurzzeitspeicher, die Schwankungen im Tageslastgang ausgleichen, aber auch saisonale Speicher, die im
Sommer überschüssig erzeugten Strom für den Winter aufnehmen können.

Langzeit-Speicherung elektrischer Energie ist immer eine verlustbehaŌete Angelegenheit, da diese elektrische Energie in andere
Energieformen  umgewandelt  werden  muss.  Technisch  ausgereiŌ sind  heute  Power  to  Gas  (P2G)-Verfahren.  Bei  einer
anschließenden Rückverstromung fallen  jedoch ca.  70% der eingesetzten Energie  als  Wärme an. Im Stadium fortgeschriƩener
Entwicklung befindet sich die Redox Flow Speichertechnologie. Für eine baldige EinsatzbereitschaŌ dieser Speicher sind natürlich
vernünŌig geplante und umgesetzte Fördermaßnahmen notwendig. Vor allem über diese beiden technologischen Ansätze ließen
sich große saisonale Speicher realisieren. 

In unserem Szenario sind ausreichend Speicher vorgesehen, um alle Netzreservefälle zu bewälƟgen (vgl. 3.1.3.*);  sei es schnell
benöƟgte Leistung infolge eines plötzlich ausfallenden KraŌwerks oder wegen eines defekten Netzelements (Sturm zerstört Leitung,
Flugzeug stürzt in Umspannwerk) oder eben auch zur Überbrückung einer Dunkelflaute.
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3.3. Struktur des vorhandenen Netzes 

Es ist uns wichƟg, an dieser Stelle zunächst auf die Entstehung der Struktur des heuƟgen Stromnetzes hinzuweisen. Historisch
entwickelte sich das Stromnetz aus einzelnen Leitungen, die im Lauf der Zeit immer mehr erweitert und verknüpŌ wurden. So
gesehen war das Stromnetz schon in seiner Genesis dezentral organisiert.

Im Laufe der Jahrzehnte kamen immer weiter reichende und für eine immer höhere Übertragungskapazität ausgelegte Leitungen
hinzu, die immer größere Regionen miteinander verbanden. Die technisch verfügbaren MiƩel und die immer höher werdenden
Leitungsanforderungen  weniger  einzelner  Abnahmestellen haben  die  Entwicklung  dieser  Leitungen,  entsprechender
Verknüpfungspunkte (Umspannwerke) und großer KraŌwerke beschleunigt. Der eigentliche Ausbau des Netzes erfolgte dennoch
weiter vollkommen dezentral und erfasst heute ca. 50 Mio. Verbrauchstellen auf der untersten Spannungsebene. (Netzebene 1 bis
1.000 V). Die Leistungsfähigkeit der Netzebene 1 liegt heute um ein Vielfaches höher, als die der Netzebene 4. Dennoch findet fast
ausschließlich letztere BerücksichƟgung in der momentanen Netzplanung. Dies ist um so weniger hinnehmbar, weil, bedingt durch
die tendenziell dezentral organisierten RES-Erzeuger, inzwischen jede Menge elektrische Energie in den unteren Netzebenen erzeugt
wird. Die Zeiten der Top-Down Stromverteilung von großen KraŌwerken hinunter zu dem im Einfamilienhaus laufenden Kühlschrank
sind vorbei. 

FakƟsch besteht das „deutsche Netz“ aus einem Flickenteppich sehr vieler lokaler Netze,  die an der einen Stelle mehr, an der
anderen weniger miteinander verknüpŌ sind. Eine zentrale Planung, OrganisaƟon und Steuerung gab es nie und eine solche wurde
nicht einmal im Zweiten Weltkrieg erwogen oder gar gebraucht. Die Strukturen sind vorwiegend lokal, bestenfalls regional und auf
die einzelnen Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland bezogen, was auf aktuellen Karten bis heute nachvollziehbar ist.

Der zentrale Ansatz der Netzplanung ist nichts weiter als die marktdienliche Erfindung der Unternehmen, die am meisten davon
profiƟeren.  Sie enthält  u.a.  Merkwürdigkeiten wie die  angebliche technische Unmöglichkeit,  Strom aus unteren in  die  oberen
Netzebenen zu transformieren. Die BNetzA stellt in ihrem Monitoringbericht 2016, S. 107 dazu Folgendes fest: 

“Insbesondere stellen noch nicht  verfügbare Umspannwerke,  über die der EEG-Strom in das vorgelagerte Höchstspannungsnetz
rückgespeist werden kann, eine Ursache dar.“ 

Das Wort  „Ursache“ bezieht  sich dabei  auf Einspeisemanagement-Maßnahmen,  mit denen man den überschüssigen RES-Strom
immer wieder bändigen muss. Das ist eine fakƟsche Behinderung der Einspeisung von EEG-Strom durch das Einspeisemanagement
und außerdem schlichtweg physikalischer Unfug, weil Trafos prinzipiell in zwei Richtungen arbeiten können.

Nebenbei widerlegt die BNetzA mit dieser Aussage die eigene, gerne benutzte These, RES-Erzeuger würden die „Stromautobahnen
verstopfen“, weil sie schließlich den „Stau“ auf den untergeordneten Netzebenen konstaƟert. 

3.3.1 Strom vom Norden in den Süden oder Stromexport?

Die Behauptung, dass Strom vom Norden in den Süden transporƟert werden muss, weil  im energiearmen Süden ansonsten die
Lichter ausgehen, ist eben nur eine Behauptung, die niemals öffentlich nachvollziehbar bewiesen wurde. Wo hört der Norden auf?
Wo beginnt der Süden? Und vor allem: Wie weit reicht der Süden? Nur bis Bayern und Baden WürƩemberg? Konkrete Zahlen,
insbesondere deren aktuelle Entwicklungstendenzen führen zu ganz anderen Erkenntnissen. 

Seit 2003 ist Deutschland NeƩostromexporteur. /7/ Von 2011 bis 2014 haben sich die Exporte bruƩo von 6.1 TWh auf 68 TWh
erhöht. Lt. Monitoringbericht /5/ 2016 lagen wir bei 85 TWh – das sind über 15% des in 2015 verbrauchten Stroms. Die ersten
bekannt  gewordenen  Zahlen  für  2017  gehen  von  einer  weiteren  Steigerung  aus,  auch  prozentual  auf  den  Eigenbedarf  der
Bundesrepublik Deutschland gesehen, was letztlich die BraunkohlestromprodukƟon buchstäblich weiter anheizt. Fazit: 

Ein erheblicher Anteil der Trassen wird einzig und allein dafür benöƟgt, in der Bundesrepublik Deutschland erzeugten Strom ins
Ausland zu verkaufen. 

Es geht nicht darum, Bayern und Baden WürƩemberg vor Stromausfällen zu reƩen, indem man neue Trassen baut, sondern um
Stromexport.

Bleibt die Frage, wo der exporƟerte Strom herkommt.

Der  WeƩbewerb  um  den  billigsten  Strom  wird  europaweit  ausgetragen.  Technologien  der  Erzeugung  konkurrieren
grenzüberschreitend. Deshalb nimmt der Stromhandel zwischen den Staaten zu und mit dem Handel der Transportbedarf. 

Gewinner des WeƩbewerbs sind momentan die am besten in ihren heimischen Markt integrierten Technologien, also die, die am
stärksten von läsƟgen Nebenkosten wie Netzentgelten oder CO2-Kosten befreit sind.

Da BraunkohlekraŌwerke in Deutschland eine herausgehobene,  systemrelevante PosiƟon innehaben,  heimische Braunkohle die
Betreiber der Tagebaue so gut wie nichts kostet und zusätzlich der aus RES erzeugte Strom, bedingt durch das EEG zu Null ct. / kWh
auf den Markt kommt, steigt der Export aus KraŌwerken der Bundesrepublik Deutschland. 
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Jüngstes Beispiel ist  der Staatsvertrag zwischen NRW und Belgien über 3 GW Leistung aus BraunkohlekraŌwerken in NRW, im
Gegenzug für die vorzeiƟge SƟlllegung das AKW in Thiange. SPD-MinisterpräsidenƟn Hannelore KraŌ besiegelte den Vertrag und hat
sich und ihrer Partei damit ein Kohle-KraŌ-Fleißkärtchen verdient. Der Teufel wird mit dem Beelzebub ausgetrieben.

3.3.* Konsequente Umsetzung dezentraler Netzstrukturen

Die alleinige Betrachtung von Netzebene 4 durch ÜNB und BNetzA greiŌ deutlich zu kurz. Wir betrachten daher das gesamte Netz
und alle angeschlossenen Erzeuger und Verbraucher. Unsere Überlegungen beruhen auf leicht nachprüĩaren Fakten:
Es  gibt  vier  Netzebenen.  Wir  sehen  die  unterste  Netzebene  (Netzebene  1), also  die  der  50  Millionen  angeschlossenen
Verbrauchsstellen, vom Haushalt bis zum miƩleren Gewerbe, als die wichƟgste. Insbesondere berücksichƟgen wir auch die Erzeuger
auf dieser Ebene.

Die BNetzA veröffentlicht leider nur die Abnahmemengen an Strom und ein paar dürŌige Strukturdaten dieses Netzes. Jede Aussage
zur  installierten  Leistungsfähigkeit  fehlt.  Wir  können allerdings  anhand einiger  bekannter  Daten zumindest  die  Dimension der
Leistungsfähigkeit dieser Netzebene erahnen, was fürs erste genügt:

Denken wir uns in grober Näherung die 43 Mio. Haushalte und 7 Mio. gewerblichen Abnehmer, die jeder mit  wenigstens drei
Phasen 240 Volt und 16 Ampere angeschlossen sind, dann ergibt die MulƟplikaƟon dieser Werte und deren Umrechnung in Leistung
allein 550 Mio. kW oder 550 GW. Diese vorsichƟge Schätzung, die große Gewerbe und Industrie nicht einschließt, führt uns klar vor
Augen, dass der Schlüssel  zur BewälƟgung all  der Herausforderungen zur Bereitstellung von Regelenergie,  Redispatch-Leistung,
Netzreserve und sogar der gefürchteten „Dunkelflauten“, sinnvoller- und vernünŌigerweise auf Netzebene 1 liegt; sozusagen bei uns
zu Hause.

In unserem Szenario zielen wir auf die Rückbesinnung auf die historisch entstandene dezentrale Netzstruktur.  Genau nach dieser
Struktur  sind  Netze  zu  planen  und  nicht  nach  dem  Gutdünken  großer  MarkƩeilnehmer. Alle  SchniƩstellen  und
Netzübergabepunkte  müssen  in  die  Lage  versetzt  werden,  Energie  von  Netzebene  1  bis  Netzebene  4  zu  transferieren  und
umgekehrt. Insbesondere muss es möglich sein, auf Netzebene 1 (in Speichern) akkumulierte Leistung bis hinauf zu Netzebene 4
bereit zu stellen. 

Wir  gehen  davon  aus,  dass  aktuell  ggf.  bestehende  technische  Barrieren  zwischen  den  unteren  Netzebenen  in  Richtung  der
übergeordneten beseiƟgt werden. Dies häƩe zunächst, rein physikalisch betrachtet, eine deutlich stärkere Deckungsgleichheit der
verfügbaren  Leistungen  zu  ihrem  korrespondierenden  Leistungsbedarf  innerhalb  jeder  Netzebene  zur  Folge.  Zusammen  mit
automaƟsierten  Regelungen der  Leistungsverschiebungen zwischen den Ebenen ergäbe sich eine deutliche Entlastung  vor allem
der Hoch- und Höchstspannungsnetze. Darüber hinaus könnten die lokalen Erzeuger der niederen Ebenen einen deutlich höheren
Beitrag zur Leistungsgesamtbilanz der Bundesrepublik Deutschland liefern.

3.3.1.* Stromexporte auf notwendige Dimensionen begrenzen

Wir leugnen weder die SinnhaŌigkeit eines europäischen Stromnetzes noch die Tatsache, dass durch Im- und Exporte elektrischer
Energie Überhänge und Defizite zwischen den einzelnen Mitgliedsländern effekƟv ausgeglichen werden können. Wir betrachten
dies gleichsam als einen Teil der oŌ beschworenen europäischen Solidarität. 

Wir  posiƟonieren  uns  jedoch  gegen  die  offensichtlich  vorhandene  Grundannahme  unserer  poliƟschen  Akteure,  dass  die
Bundesrepublik Deutschland auch in Sachen Strom Exportweltmeister sein müsse. Zum einen ist diese Denkweise – genau wie der
seit Jahren bestehende Handelsüberschuss Deutschlands gegenüber seinen europäischen Partnern insgesamt – unsolidarisch. Zum
zweiten belastet sie unser Übertragungsnetz und unsere Umwelt in ganz erheblichem Maße. 

Wir legen ein Marktregime zugrunde, das die externen Kosten vollständig internalisiert und die zukünŌig allein wegen der Endlich-
keit der fossilen Ressourcen unumgängliche Umstellung auf reine RES anƟzipiert und konsequent in die Wege leitet. 

Dieser neue Ansatz schaŏ für alle europäischen Partner neue und vor allem vergleichbare Startbedingungen. Ungleichgewichte und
der Drang, diese über vermehrten Handel abzubauen, werden minimiert. 

Dass dabei Stromkonzerne oder die ÜNB betriebswirtschaŌliche Verluste erleiden könnten, liegt in der Natur der Sache. Es steht
schließlich jedem Unternehmen frei, sich in eine echte, volkswirtschaŌlich dienliche Energiewende einzubringen, also AlternaƟven
zu den im Abschwung befindlichen GeschäŌsfeldern – hier fossile Erzeugung - zu suchen. Freilich ist diese Suche risikobehaŌet und
mit InvesƟƟonen verbunden, die das betriebswirtschaŌliche Ergebnis anfangs senken. Am Ende des Tages werden aber nur die
Unternehmen überleben, die sich den neuen Herausforderungen stellen. Einige haben dies inzwischen erkannt. 

Um den Erkenntnisgewinn für die anderen zu beschleunigen, könnte die PoliƟk steuernd eingreifen, indem sie den massiven Einsatz
umweltbedenklichen Kohlestroms am CO2-Ausstoß gemessen bepreist und ein solches Preisregime internaƟonal bei allen Paris-21-
Partnern einfordert. Damit wäre die Bundesrepublik Deutschland tatsächlich wieder Spitze in Sachen Energiewende, wie uns einst
versprochen wurde.
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3.3.2. Demand Side Management 

Demand Side Management stellt eine AlternaƟve zum Ausbalancieren der Leistungsbilanz dar, indem man Stromabnehmer ent-
weder abregelt oder deren Leistungsbedarf erhöht. Lasten werden also durch gezieltes Abschalten von „Verbrauchern“ abgeworfen
oder Zuschalten erzeugt. 

Beispiele sind Aluwerke, die bei Stromüberschuss die ProdukƟon erhöhen und Aluminium in Barrenform auf Halde produzieren
oder Elektrostahlwerke, die SchroƩ bei Stromüberschuss einschmelzen etc.

Die Größenordnung der Bereitstellung von Regelleistung auf der Seite der Stromabnehmer ist  mit  gerade einmal 1 GW viel  zu
gering. 

Sogenannte „Smartmeter“ werden häufig als HilfsmiƩel für persönliches Demand-Side-Management angepriesen. Näher betrachtet
handelt es sich bei diesen Geräten aber eher um Spymeter, die unseren Energieversorgern und darüber hinaus allen, die auf deren
Daten Zugriff haben, mehr über unsere Lebensgewohnheiten verraten. Intelligente Steuerungen sind in Ordnung, solange sie nicht
Unternehmen oder den Staat in die Lage versetzen, den Bürger selbst zu steuern.
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3.3.2.* Ja zum Demand Side Management – nein zu Smartmetern

Wenn in  einer  Stromzelle  –  angefangen  vom privaten  Haushalt  bis  hin  zur  „Zelle  Deutschland“ -  genügend Speicherkapazität
installiert ist, verliert Demand Side Management stark an Bedeutung. Die Speicher wirken als Puffer und sorgen für die Bequem-
lichkeit, den eigenen Stromverbrauch nicht ständig überwachen zu müssen.

Dennoch halten wir Demand Side Management für ein MiƩel der Wahl zur Entlastung unserer Stromnetze, das bewusster ange-
wendet werden könnte, auch um nicht übermäßig viel Speicher installieren zu müssen.

Die monetären MoƟvaƟonen, die uns die Stromanbieter dafür bieten, sind freilich überschaubar, weil wir für unseren Strom weit-
gehend einen einheitlichen Börsenpreis zahlen. 

Anhand der aktuellen Preis- und Vergütungsstruktur ist Demand Side Management aber gerade für Betreiber kleiner PV-Anlagen mit
eigenem Stromspeicher hochinteressant. Sie können den Verbrauch ihres selbst produzierten und gespeicherten Stroms dergestalt
steuern, um die Entnahme des wesentlich teureren Stroms aus den übergeordneten Netzen zu minimieren. Dazu benöƟgen sie kein
„Smartmeter“, sondern lediglich ein wenig Disziplin und ggf. ein paar wirklich smarte Steuerungen, die ihr persönliches Demand-
Side-Management automaƟsieren.
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3.4. Die OrganisaƟon des Strommarktes
3.4.1. ÜNB und BNetzA – Hand in Hand

Wie KlientelpoliƟk funkƟoniert, kann man sehr gut an der Zusammenarbeit von ÜNB und BNetzA erkennen. Die BNetzA untersteht
dem Bundesministerium für WirtschaŌ und Energie (BMWi). Dort fallen die wichƟgen energiepoliƟschen Entscheidungen, an die die
BNetzA in ihrer TäƟgkeit gebunden ist. Zumindest wird das von Vertretern der BNetzA in persönlichen Gesprächen immer wieder so
behauptet. Wir haben keinen Zweifel daran, dass die relevanten Entscheidungen tatsächlich im BMWi getroffen werden. Allerdings
weisen wir darauf hin, dass miƩlerweile über 920 Lobbyisten per Hausausweis freien Zugang zu den Ausschüssen und Gremien des
Bundestages und den Abgeordnetenbüros haben. Einige dieser HerrschaŌen gehen vermutlich auch direkt beim BMWi ein und aus,
um u.a. Einfluss auf die EnergiepoliƟk zu nehmen.

Hinsichtlich der BNetzA  stellt sich die Frage nach der SinnhaŌigkeit einer Behörde, die vorgibt, fachlich kompetent und sachlich
neutral zu agieren, sich aber auch dann auf die Seite ihres Dienstherren schlägt, wenn dessen PosiƟonen der Faktenlage nach völlig
unhaltbar geworden sind.

Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit zwischen ÜNB und BNetzA konkret?

Die vier ÜNB teilen den Markt der Bundesrepublik Deutschland sich regional gemäß der poliƟsch definierten Regelzonen unter sich
auf. In diesen Regelzonen können die ÜNB, abgesehen davon, dass auch sie an physikalische Gesetze gebunden sind, schalten und
walten wie sie wollen. KonkurrenzsituaƟonen durch neue Mitbewerber haben sie jedenfalls nicht zu befürchten. 

Die wohlwollende Begleitung der GeschäŌstäƟgkeit der vier als Platzhirsche gesetzten Unternehmen hat für die BNetzA deutlichen
Vorrang vor poliƟscher Lenkung.  Dies  ist  unschwer u.a.  daran zu erkennen,  dass die ÜNB das alleinige Erstvorschlagsrecht zur
zukünŌigen  Ausgestaltung  des  Übertragungsnetzes  ausüben.  Die  BNetzA  bekräŌigt  ständig,  dass  ausschließlich  dort  die
entsprechende ExperƟse dafür vorhanden sei. Wir halten dieses Herangehen für nur einen der vielen systemischen Fehler, die der
OrganisaƟon  der  StromwirtschaŌ in  der  Bundesrepublik  Deutschland  innewohnen,  da  damit  jede  BerücksichƟgung  möglicher
AlternaƟven  von  vornherein  regelmäßig  auf  der  Strecke  bleibt.  De  facto  exisƟert  ein  Oligopol  von  vier  Konzernen,  das  die
Übertragungsnetze  in  Deutschland und darüber  hinaus von  der  Planung  über  den  Bau bis  hin  zur  Unterhaltung  prakƟsch  im
Alleingang besƟmmt. Der  in  anderen  WirtschaŌsbereichen gelebte  Grundsatz  „Wer plant,  darf  nicht  bauen.“  scheint  auf  dem
Spielfeld der Übertragungsnetze überhaupt keine Rolle zu spielen.

3.4.2. Wer zahlt was und warum?

Für Unternehmen mit großem Strombedarf in der ProdukƟon ist eine „Besondere Ausgleichsregelung“ vorgesehen, um WeƩbe-
werbsnachteile auszugleichen. Es ist nicht erkennbar, dass die Befreiung von der EEG-Umlage sich tatsächlich auf Unternehmen mit
großem elektrischen Energiebedarf beschränkt. Seit 2010 ist die Anzahl der befreiten Firmen um 367% gesƟegen. 

Die aktuelle Vorgehensweise bevorzugt befreite Unternehmen und ist hinsichtlich Energieeinsparung kontraprodukƟv. Demgegen-
über werden die verbleibenden „kleinen“ Verbraucher und hier speziell die Bürger zusätzlich belastet. 

Wir halten diese Sonderbelastungen der Haushalte und kleinen Gewerbe über die EEG-Umlage im Übrigen für einen Bestandteil des
Plans, RES als „zu teuer“ in Misskredit zu bringen. 
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3.4.* WeƩbewerb auf dem Strommarkt neu organisieren
3.4.1.* Oligopole abschaffen, echte Kontrolle ausüben

Da wir in unserem Konzept Handel, akƟve Steuerung und ManipulaƟon von Leistung im Prinzip durch Speichernutzung ersetzen,
fällt das gesamte GeschäŌsmodell der ÜNB weg, (siehe auch /12/). Nicht einmal die Leitwarten der Verteilnetzbetreiber (VNB) sind
dann  in  unserem  Szenario  erforderlich,  sondern  lediglich  einige  technische  EinsatzkräŌe,  die  für  Wartung  und  einwandfreies
FunkƟonieren der installierten Komponenten zuständig sind. Dies ist eine Aufgabe, die z.B. das bundesweit gut organisierte THW
gegen Entgelt übernehmen könnte.

Eine Enteignung der ÜNB oder VNB wäre das nicht, denn die Netze sind nach wie vor „öffentliches Eigentum“. Alle Netzbetreiber
haben lediglich eine zeitlich begrenzte Konzession. Gerade die ÜNB müssen angesichts der Komplexität des Netzes keine ernsthaŌe
Konkurrenz fürchten, die ihnen diese Konzessionen streiƟg macht. Auch im Bereich der VNB ist es schwierig, Netze zu übernehmen
(vgl. BVerfG „Kaufering-Urteil“). Als zukünŌiges GeschäŌsmodell für alle Netzbetreiber sehen wir den Ausbau der netzdienlichen
Speicher.

 3.4.2.* Egalität der poliƟschen Stützung

Grundsätzlich sind keine Firmen von der EEG-Umlage zu befreien, um auch Unternehmen mit hohem Stromverbrauch anzuhalten,
mit der elektrischen Energie sparsam umzugehen und alle möglichen EinsparungspotenƟale zu nutzen. Besser wäre es freilich, die
EEG-Umlage sofort abzuschaffen und durch eine Bepreisung ohne Ausnahme jedes Primärenergieträgers, gemessen an seinen CO2 –
Emissionen zu ersetzen.

Sollte tatsächlich eine Benachteiligung im WeƩbewerb, bedingt durch zu hohe Gesamtkosten für Strom, von den Unternehmen
nachgewiesen  werden,  so  besteht  die  Möglichkeit,  über  punktuelle  Maßnahmen  wie  Steuerermäßigungen,  die  entstandene
Benachteiligung zu korrigieren. Der pauschale Selbstbedienungsladen vieler Großverbraucher, die kaum mehr als den Börsenpreis
zwischen 2 und 3 Cent/kWh zahlen, während der „normale Verbraucher“ das Zehnfache auf seiner Stromrechnung wiederfindet,
muss jedoch geschlossen werden. 

SubvenƟonen am Strommarkt (wie alle SubvenƟonen überhaupt) dürfen nicht dauerhaŌ bestehen. Erfahrungsgemäß richten sich
die davon BegünsƟgten bequem am Markt ein und verteidigen die ihnen vom Staat gewährten Vorteile umso stärker, je länger sie
sich daran gewöhnen durŌen. Das alles zum Nachteil aller anderen, die ohne SubvenƟonen auskommen müssen. 

WeƩbewerbsbenachteiligungen  durch erhöhte  Stromkosten  sollten  demnach  einer  jährlichen  Nachweispflicht  unterliegen.  Auf
diese Weise können WeƩbewerbsverzerrungen durch SubvenƟonen vermieden werden. 

3.4.3.* GenossenschaŌlichen Ansatz stärken

Energie, vor allem elektrischer Strom ist nur bedingt „markƩauglich“. Die Qualität ist immer gleich, ebenso der Gehalt. Es gibt kein
wechselndes Design, keine wechselnde Farbe und auch keinen neuarƟgen Geschmack. All das ist völlig unabhängig vom Anbieter. 

Um die zukünŌige Struktur in eine volkswirtschaŌlich gesündere und demokraƟschere Gestalt zu überführen, die die zuverlässige
Versorgung  mit  bezahlbarer  Energie  sicherstellt,  setzen  wir  auf  eine  VergesellschaŌung  der  Infrastrukturen.  Die  dort
erwirtschaŌeten Renditen sollten sich, gemessen am geringen Risiko im niedrigen Bereich (nur Werterhaltungsrendite) bewegen.
Für diese ZwiƩerstellung zwischen spekulaƟven Märkten und öffentlichen Unternehmen halten wir GenossenschaŌen für das MiƩel
der  Wahl.  Eine  GenossenschaŌ soll  besƟmmte,  nicht  zu  große  Teile  der  gesamten  Infrastruktur  besitzen,  diese  eigenständig
verwalten und die mit der Struktur verbundenen Leistungen selbst vermarkten
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3.5. Die fragwürdigen Methoden der Planung

Die Grundlage des Netzentwicklungsplanes der BNetzA ist die prognosƟzierte energiewirtschaŌliche Entwicklung auf Basis ausge-
werteter verfügbarer  Handelsdaten.  Die Erfassung begann ab ca. 2013. Diese Handelsdaten wurden und werden an den euro-
päischen Handelsbörsen für  Strom erhoben und extrapoliert.  Das  Ergebnis  bildet  die  Basis  jedes  neuen „offiziellen“  Szenario-
rahmens. Derzeit ist der „Szenariorahmen für die Netzentwicklungspläne Strom 2017 – 2030“ gülƟg /2/. In Veröffentlichungen der
BNetzA wird betont, dass dieser Szenariorahmen die „deutsche EnergielandschaŌ“ abbildet. /6/ Egal wie laut und wie oŌ diese
Beteuerungen geäußert werden – sie können nicht über den einfachen Fakt hinwegtäuschen, dass physikalische Messdaten definiƟv
besser geeignet sind, den weiteren Netzausbau zu planen. 

Handelsdaten können also per se nur bedingt die physikalischen Realitäten von Stromnetzen widerspiegeln und sind daher denkbar
ungeeignet für deren konzepƟonelle Planung. 

3.6. Systemische Intransparenzen

Physikalische Energieflussdaten, also wie viel Strom tatsächlich wann über welche Leitungen fließt, sind der allgemeinen Öffent-
lichkeit nicht zugänglich. Die Hüter dieser Daten ÜNB und BNetzA berufen sich auf §12f des EnergiewirtschaŌsgesetzes (EnWG).
Angeblich sollen GeschäŌsgeheimnisse von Stromerzeugern und Stromkunden geschützt werden.

Daten zur Verschiebung angebotener Leistung sind für eine bedarfsgerechte Netzplanung, dessen ungeachtet, von essenƟellem
Interesse. Wir gehen durchaus davon aus, dass die ÜNB und deren ExekuƟvbeauŌragte – nach wie vor ausgewählte VNB und deren
Leitwarten  -  ohnehin  ständig  darauf  zurück  greifen  müssen,  um  ihre  Netze  im  Gleichgewicht  zu  halten.  Der  interessierten
Öffentlichkeit sind diese Daten jedoch nicht zugänglich. Von den ÜNB unabhängige, mit vertretbarem Aufwand durchzuführende
Berechnungen neuer Netzdesigns werden auf diese Weise verhindert. 

Nur unter Beteiligung einer fachkundigen Öffentlichkeit  ließen sich aber schlussendlich Entscheidungen darüber treffen, ob ein
konkretes Leitungsprojekt tatsächlich vonnöten ist oder nicht. Eine Revision des Intransparenz-Paragraphen 12f EnWG halten wir
deshalb für dringend erforderlich. 

Die einzige effekƟve Verbindung, der einzige direkte und nicht veränderbare Zusammenhang zwischen den ca. 50 Millionen an
Netzebene 1 (400 Volt) angeschlossenen Endverbrauchern und den auf der Netzebene 4 zusammenwirkenden Akteuren besteht
darin, dass diese 50 Mio. das Netzentgelt und die volle EEG-Umlage auf ihrer Stromrechnung wiederfinden. Von diesen Zahlungen
werden die z.T. sehr fragwürdigen AkƟvitäten der „Big-Player“ des Strommarktes in der Bundesrepublik Deutschland und darüber
hinaus finanziert. 

Die zahlenden Kunden haben keinerlei Einfluss auf die Höhe dieses Entgelts, sondern nur die gesetzliche Zahlungspflicht. Das – und
nichts anderes - ist zur Zeit der besƟmmende, gestaltende und definierende Kern des weiteren Netzausbaus: Es geht vorwiegend
um die Ermöglichung grenzenlos wachsenden Handels bei Verschiebung jeglichen Kostenrisikos auf das Gros der Endverbraucher.
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3.5.* Netzplanung ausschließlich auf der Basis physikalischer Messdaten

Netzplanung  hat  sich  ausschließlich an den  physikalischen Realitäten  zu  orienƟeren.  Damit  die  interessierte  Öffentlichkeit  ein
tatsächliches Mitspracherecht an der Planung erhält, das die BNetzA eben dieser Öffentlichkeit in ihren fünf SchriƩen zur Netz-
planung bislang nur formell gewährt, sind relevante physikalische Daten zu veröffentlichen. 

3.6.* Transparente Bereitstellung relevanter Netzdaten

Wir sehen es als Aufgabe der BNetzA als Bundesbehörde, alle für unser Stromnetz relevanten Daten für die breite Öffentlichkeit
transparent  und verständlich  auĩereitet  zur  Verfügung  zu stellen.  Jede Rückfrage ist  sachgerecht,  wahrheitsgemäß und ohne
jegliche Filterung  durch vermeintliche GeschäŌsinteressen korrekt  zu  beantworten.  Wir  verlangen  nichts  Ungebührliches  oder
Ungesetzliches, sondern schlicht, dass die BNetzA die originären Daten aus realen Messungen in geeigneter Formen zur Verfügung
stellt. Darunter verstehen wir: 

● Netzknotenpunktscharfe Einspeise- und Lastdaten für

 das Übertragungsnetz 380/220 kV und 

 das Verteilnetz 110 kV.

● die Netztopologie mit allen Leitungen und Knotenpunkten

 geografische Lage aller Knotenpunkte

 vollständige KraŌwerksliste mit ihrer geographischen Lage

 Impedanzen und Kapazitäten von Leitungen und Transformatoren

● Leistungsflüsse auf allen Leitungen für alle Netznutzungsfälle des Jahres 
(Wirkleistung, Blindleistung, Flussrichtung; vollständig und live einsehbar)
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3.7. Rentabilität first, Klimaziel second

Die in den letzten „offiziellen“ Szenariorahmen ausgewiesenen Szenarien führen definiƟv nicht zu der Energiewende, wie sie seit
Anfang des neuen Jahrtausends wiederholt vollmundig von angeblich um das Klima besorgten PoliƟkern verkündet wurde.

Die PoliƟk hat sich mit jeder neuen Novelle des Erneuerbaren Energien Gesetzes (EEG) weiter vom ursprünglichen und richƟgen
Ansatz der konsequenten und möglichst raschen Umstellung auf Erneuerbare Energien enƞernt. An das gesteckte Ziel, im Jahr 2050
eine zu 100% auf regeneraƟven Quellen beruhende Energieversorgung zu etablieren, mögen sich die aktuell regierenden Parteien
gar nicht mehr erinnern. Dieses Ziel wird zugunsten wirtschaŌlicher Interessen, zum Erhalt des Status Quo ständig weiter relaƟviert .
In SalamitakƟk werden seit 2009 Anreize für RES gezielt abgefräst oder gleich ganz ampuƟert.

Wie aus Daten des Bundesumweltamtes hervorgeht, gab es die letzte merkliche Senkung des CO2-Ausstoßes im Jahre 2009 infolge
der mit der internaƟonalen Finanzkrise verbundenen wirtschaŌlichen Konjunkturdelle. Das Niveau von 2009 hat die Bundesrepublik
Deutschland seither „gehalten“ bzw. sogar wieder leicht gesteigert.
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3.7.* Zum Klimaziel gibt es keine AlternaƟve

Die Energiewende ist kein technisches, sondern ein wirtschaŌsstrukturelles Problem. 

Technisch  ist  sie  lediglich  eine  Herausforderung  und  als  solche  noch  nicht  einmal  eine  besonders  schwierige.  Um  diese
Herausforderung zu meistern, müssen wir die zu sehr an die Erhaltung aktueller WirtschaŌskreisläufe gebundenen Paradigmen über
Bord werfen. Wir brauchen alternaƟve (und dabei nicht einmal neue) Denkansätze für eine möglichst konsequente und vor allem
schnellere Umgestaltung unserer EnergiewirtschaŌ. Diese Umgestaltung kostet natürlich Mühe und zwingt  die Akteure,  die sie
bewerkstelligen  müssen,  zu  beträchtlichen AnfangsinvesƟƟonen.  Aber  schon allein  deshalb ist  sie  gleichsam Motor  posiƟven,
echten Nutzwert  liefernden  und  langfrisƟgen Wachstums.  Es  wird,  wie  z.B.  bei  der  aktuellen  Diskussion um  die  ZukunŌ der
Braunkohle, irreführend suggeriert, keinerlei WirtschaŌskraŌ vernichtet. Es entstehen im Gegenteil ganz neue BetäƟgungsfelder für
die  Industrie  und  den  Dienstleistungssektor,  deren  Volumen  deutlich  größer  ist,  als  das  der  althergebrachten,  auf  fossilen
Brennstoffen beruhenden Methoden der Energieerzeugung. Ungeachtet aller Klimadiskussionen, müssen wir letztere aus Gründen
der Ressourcenverknappung ohnehin lieber früher als  später abwickeln. Vor dieser Aufgabe steht  unsere GeneraƟon,  nicht die
unserer Enkel. Schließlich sind wir auch in allererster Linie für die fragwürdige Erbmasse fossiler und atomarer Energieerzeugung
verantwortlich. Wir haben am meisten von der Segnung, uns kaum Gedanken über die HerkunŌ von ausreichend Strom, KraŌstoff
und Gas machen zu müssen, profiƟert.

Da dieser Fakt für alle Anhänger kurzfrisƟger Renditen eine eher untergeordnete Rolle spielt, muss die PoliƟk hier endlich steuernd
eingreifen. In diesem Zusammenhang bedienen wir uns der eigentlichen Bedeutung des Wortes „Steuer“ und fordern ganz konkret
eine deutliche Erhöhung der Abgaben für CO2-Emissionen. Dabei legen wir der Bundesregierung und deren weltweiten Kollegen
eine konsequent konvergierende InternaƟonalisierung über alle Unterzeichnerstaaten des Pariser Klimaabkommens ans Herz, um
dieses Ziel nicht weiterhin einer Verhinderung durch WeƩbewerbsängste auszuliefern, wie es derzeit der Fall ist. Damit würde die
Stromerzeugung aus fossilen Quellen ihre AƩrakƟvität hinsichtlich erzielbarer betriebswirtschaŌlicher Ergebnisse ganz allgemein
verlieren.  Im Gegenzug würden durch eine angemessene CO2-Steuer längerfrisƟg neue GeschäŌsmodelle für  innovaƟve Unter-
nehmen gesichert. Der entscheidende Punkt ist jedoch die „volkswirtschaŌliche Rendite“ für die gesamte GesellschaŌ, die eine
solche Steuer abwirŌ, indem sie die bereits spürbaren negaƟven Auswirkungen des Klimawandels zumindest bremst. Wir wollen
schlicht mehr Sach- und weniger KlientelpoliƟk.
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4. Gemeinsam handeln – jetzt

Der  zur Zeit  gülƟge Szenariorahmen wurde von den ÜNB vorgeschlagen und von der BNetzA bestäƟgt.  Die  durch die  BNetzA
veranlassten  Änderungen  betreffen  die  grundsätzliche  Ausrichtung  des  Papiers  nicht.  Es  werden  die  betriebswirtschaŌlichen
Interessen  der  beteiligten  Parteien  auch  dann  bedient,  wenn  sie  den  tatsächlichen  volkswirtschaŌlichen  Erfordernissen
entgegenstehen. Die nachweislich enormen volkswirtschaŌlichen Schäden bezahlen wir alle mit unserer Stromrechnung.

Der vorliegende alternaƟve Szenariorahmen 2019 – 2030 der Vereins Plaƪorm Energie zeigt  Möglichkeiten auf,  den geplanten
extremen Ausbau der bestehenden Netze, insbesondere der Übertragungsnetze auf Netzebene 4, zu vermeiden. Darüber hinaus
liefert  er  einen  Beitrag  zur  stärkeren  Einbeziehung  von  ZukunŌstechnologien  in  die  EnergiewirtschaŌ der  Bundesrepublik
Deutschland.

Bei  einer  Netzplanung,  die  unserem  alternaƟven  Szenariorahmen  folgt,  könnten  die  von  der  Bundesregierung  einstmals
verkündeten CO2  Ziele  immer noch erreicht und zusätzliche finanzielle  Belastungen der  Bürger  vermieden werden.  Außerdem
garanƟert er die allgemeine Versorgungssicherheit in höherem Maße als das Festhalten an einer zentralen, auf Maximierung des
Exports getrimmten Erzeugungs- und Verteilungsstruktur.

Ein  Szenariorahmen  ist  bekanntlich  der  erste  SchriƩ für  den  Netzausbau.  Es  ist  jedoch  der  einzige  SchriƩ,  in  dem  über  die
Notwendigkeit  neuer  Übertragungstrassen  an  sich  entschieden  wird  und  in  dem  die  breite  Öffentlichkeit  nach  derzeiƟger
Gesetzeslage Einfluss auf  die  Strategie des  Netzausbaus  nehmen kann.  Die folgenden beiden SchriƩe (Netzentwicklungspläne,
Bundesbedarfspläne)  werden  im  Wesentlichen  von  den  ÜNB,  der  BNetzA  und  den  poliƟschen  Entscheidern  gestaltet.  Die
Einspruchsmöglichkeiten der Öffentlichkeit sind an dieser Stelle schon sehr begrenzt und bei Bundesfachplanung/Raumordnung
und Planfeststellung nur noch darauf beschränkt, wie neue Trassen gebaut werden. Das heißt nichts anderes, als dass die meisten
von den ÜNB im NEP vorgeschlagenen Maßnahmen unweigerlich umgesetzt werden. 

Daher halten wir es für dringend geboten, jetzt, am Anfang des Prozesses unsere Vorstellungen einzubringen. Die BNetzA selbst hat
uns in Gesprächen immer wieder aufgefordert, uns an der KonsultaƟon zum neuen Szenariorahmen 2019-2030 zu beteiligen. Wir
sind dieser Aufforderung nachgekommen und haben auf Grundlage der uns zur Verfügung stehenden Dateien ein paar eigene
Szenarien für die deutsche EnergielandschaŌ entworfen. 

Unternehmen, InsƟtuƟonen, NGOs, Vereine und poliƟsche OrganisaƟonen!

Lassen Sie uns gemeinsam ein Gesamtkonzept für die zukünŌige Energieversorgung der Bundesrepublik Deutschland zu erarbeiten;
ein Konzept, dass sich ausschließlich an volkswirtschaŌlichen Erfordernissen orienƟert und damit, in seiner wörtlichen Bedeutung,
der Bevölkerung dient.

Interessierte wenden sich biƩe an gerhard  @die  spiegel  s.de   oder joerg.dieƩrich@plaƞorm-energy.de .
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Anhang A – Leistungsbilanz der ÜNB 2015 und Kurzzeitprognose bis 2019
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Anhang B Unsere Szenarien 2030/2035 
1. Drei Szenarien

1.1 Beschreibung der vier Szenarien
Szenario A 2030: nahe am IST-Stand

Szenario B 2030: mehr InnovaƟon und mehr RES

Szenario C 2030: hohe InnovaƟon und hoher Anteil RES

Szenario B 2035: B2030 fortgeführt bis 2035

1.2 Annahmen für die Szenarien

Bild 1: Prozentuale Vorgaben

Ausbau der Kurzzeit- und Saisonalspeicher in % von Ist BruƩo:

Kurzzeit-Speicher (16): zwischen 0,3 und 1,9%

Saisonal-Speicher (17): zwischen 0,6 und 2,7%

Wachstum / Schrumpfung der Sektoren in % der Bestandsenergie 2016 der Sektoren in TWh:

Verkehr (18), Wärme (20) und Strom (22) (ohne Verkehr und Wärme).

Anteile der RES in % der Bestandsenergie 2016 der Sektoren in TWh:

Verkehr (19), Wärme (21) und der Anteil RES an der Gesamtstromstromerzeugung steigt, denn er werden nur RES zugebaut.
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2. Erzeugung

2.1 Energie

Bild 2: Leistung und Energie der Quellen

Wind Onshore (Zeile 12) und Wind Offshore (Zeile 13) werden nur moderat ausgebaut.
PV hingegen kräŌig für 3 Bedarfe: 

PV Direktnutzung (Zeile 14)
PV P2X (15) sind die nöƟgen Energien, die überwiegend für den Verkehr eingesetzten P2X Speicher zu füllen
PV Ausgleich (16) zum Schließen der Erzeugungslücke oder Begrenzung des Überschusses auf den Exportanteil.

Die Summe der gesamten RES Erzeugung in GW zeigen Zeile 22 und Bild 3

Bild 3: Zubau der Leistung RES in GW

Die AddiƟon der Energien und Leistungen ergibt die Ist-BruƩo-Erzeugung (Zeile 23). 
Werden davon die Übertragungsverluste (Spalte L in Zeile 24) und der Export (Spalte L in Zeile 25) abgezogen, erhalten wir die Ist – 
NeƩo - Werte der erzeugten Energien und Leistungen (Zeile 26).
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2.2 Erzeugung und CO2

Bild 4: CO2 Emissionen der Quellen

WichƟg für eine strategische Umwelt-Prüfung (SUP) schon in der Szenario-Phase sind CO2-Emissionen in den Spalten E, G, I, und K. 

Für PV wird in den Spalten E, G, I und K der Zeilen 11 und 12 die zu der jeweiligen Leistung zugehörige Fläche - abhängig vom zu 
erwartenden Wirkungsgrad - ermiƩelt.

2. Bedarfe
2.1 Speicherbedarf

Bild 5: Speicher

Die Energien der Speicher sind den den Spalten E, G, I und K eingetragen.
Die Effizienz der Jeweiligen Speicher entnimmt der Leser der Spalte M. 
Jeder Speichertyp besteht aus 3 Zeilen: dem Anteil, dem Nennbedarf an Energie (= aufgenommene Energie) mit negaƟvem 
Vorzeichen und der Erzeugerseite (= abgegebene Energie) mit posiƟvem Vorzeichen.

Folgende Speichertypen kommen zum Einsatz:

1. Elektrische Kurzzeitspeicher mit hoher Effizienz in Zeile 29 bis 31
Speicher in den E-Mobilen in der Zeile 32 mit geringem Beitrag. Angenommen wurde, dass der Anteil aus Spalte L der
E-Mobile aus „Ergebnisse E-Mobilität“ Bild 11 Zeile 30 Spalten E,G,I und K ihre Speicher mit einem Energieinhalt aus 
B32 zur Verfügung stellen.

2. Saisonale Speicher (Langzeitspeicher) in Zeile 33 und 35
3. Chemische Speicher, welche überwiegend für die Mobilität genutzt werden, in den Zeilen 36 und 37. Ihre Größe wird im 

Kapitel „Verkehrsbedarf“ Bild 5 Zeile 48 besƟmmt.
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2.2 Verkehrsbedarf

Bild 6: Verkehr

Elektro-Mobilität,  P2X  unterstützte  (Elektro-)  Mobilität  und Mobilität  nur  auf  syntheƟschen KraŌstoffen basierend -  diese  drei
werden hinsichtlich ihres Anteils an der zu ersetzenden Menge fossiler Energie (Zeile 44) in den Spalten D, F H und I gewichtet.  
Die erneuerbaren Quellen haben einen geringeren Energieinhalt  (Zeile  48)  als  ihre Vorgänger,  ihr  CO2 -  Anteil  ist  selbstredend
niedriger. Grund dafür ist die höhere Effizienz (Spalte M) der verwendeten Antriebstechniken im Vergleich zur Verbrennung fossiler
Treibstoffe.

2.3 Wärmebedarf

Bild 7: Wärme

Die angenommene Energie der noch fossilen Energieträger (Zeile 54) wird ersetzt durch:

1. Ab(fall)-Wärme aus der Speicherung RES (Zeile 55), 

2. die noch anteilig (Spalte L) nutzbare Abwärme fossiler Träger (Zeile 56) 

3. Wärmepumpen (Zeile 57), wobei die Jahresarbeitszahl (JAS) von 4 der Effizienz von 25% entspricht.  
Das bedeutet, dass mit einer KilowaƩstunde elektrischer Energie (25%) vier KilowaƩstunden (=100%) Wärmeäquivalent 
generiert werden.

Der Unterschied zwischen der durch RES erzeugten Wärmeenergie (Zeile 58) und der zu ersetzenden fossilen Energie aus Zeile 54 
ist Zeile 59. Ist diese Differenz posiƟv, werden die Zahlen grün dargestellt, was bedeutet dass genügend Wärmeenegie aus RES 
erzeugt wird. Ist die Differenz hingegen negaƟv, was bedeuten würde, dass durch Elektrizität zusätzliche Wärme über P2H erzeugt 
werden muss, ergeben sich rote Zahlen (in den hier gerechneten Szenarien ist dies nicht der Fall).

2.4 Gesamtbedarf

Bild 8: Summe Bedarfe
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Die Summe der Bedarfe aus dem Direktverbrauch elektrischer Energie (Zeile 63), Summe Speicher NeƩo (64), für P2H (65), Energie 
für Wärmepumpen (66) sowie E-Mobilität (67) und Demand Side Management ergeben den Soll Bedarf (69) an elektrischer Energie,
der von der Erzeugerseite zu decken ist.

3. Ausgleich der Deckungslücke

Bild 9: Ausgleich von Erzeugung und Bedarf

Der „Ist-NeƩo“ Erzeugung (Bild 2 Zeile 26) steht die Summe aller Bedarfe, „Summe Soll Bedarf“ (Bild 8 Zeile 69) gegenüber.
In einem iteraƟven Verfahren wird die Leistung für „PV Ausgleich Unterdeckung“ in den Spalten D, F, H und J der Zeile 12 von Bild 9 
solange verändert, bis die Differenzen aus „Ist-NeƩo“ und „Summe Soll-Bedarf“ in den Spalten D,F,H und J in Zeile 13 von Bild 9 zu 
Null werden. 

4. Ergebnisse
4.1 Ergebnisse Zubau und Fläche PV und Wind

Bild 10: Ergebnisse PV und Wind

Zubau-Faktoren für die erneuerbaren Quellen sind die Spalten D, F, H und J in den Zeilen 24, 25 und 26

PV-Flächen in km² in den Spalten E, G, I und K der Zeile 24

4.2 Ergebnisse CO2

Bild 11: Ergebnisse CO2

CO2-Emission in den Spalten E, G, I und K der Zeile 28

4.3 Ergebnisse E-Mobilität

Bild 12: Ergebnisse E-Mobilität

Zahl der E-Mobile bei einem miƩleren Energiebedarf pro Jahr angegeben in B30, errechnet aus /18/ und der Distanz von 
13.000km / Fahrzeug und Jahr.

Farblegende
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